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Abstract • . . .

Die Arbeit befaßt sich mit der allgemeinen Frage, welchen Bei-

trag der Arbeitsschutz für eine präventiv orientierte Gesund-

heitspolitik leisten kann. Konkret wird .folgenden Fragen nach-

gegangen:

1. Welche betriebsstrukturellen und prozessualen Bedingungen

beeinflussen die Artikulation und Thematisierung im Be-

trieb?

2. Gibt es Gruppen von Beschäftigten, die besonders viel oder

besonders wenig artikulieren und thematisieren?

3. Welche mit betriebs- und gesundheitspolitischen Maßnahmen

zu beeinflussenden Strukturen und Prozesse könnten geschaf-

gen werden, um. die Bindungen der Artikulation und Thema-

tiserung zu optimieren?

Die Untersuchung führt zu dem grundlegenden Ergebnis, daß The-

matisierung sich nicht ausschließlich durch den Einsatz "be-

wußtseinsbildender Maßnahmen" herstellt und optimiert werden

kann, sondern daß es zahlreiche strukturell bedingte Faktoren

gibt, durch deren Veränderung die Thematisierung der Beschäf-

tigten ein funktionaler Beitrag zur Bewältigung von Arbeits-

bedingungen im betrieblichen Arbeitsschutz-System darstellen

kann.



Die Thematisierung von Arbeitsbelastungen im Betrieb

- Ein wirksamer Beitrag im Arbeitsschutz -

von Friedrich Hauß

Das 1974 in Kraft getretene "Gesetz über Betriebsärzte, Si-

cherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicher-

heit" (ASiG) "stellt den Versuch dar, eine Verbesserung des

Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung dadurch zu erreichen,

daß die Arbeitgeber zum Einsatz von Betriebsärzten, Sicher-

heitsingenieuren und anderen Fachkräften für Arbeitssicher-

heit gezwungen werden" (Spinnarke, Schork 19 75, Teil III, S.

2) .

Allerdings gilt dieses Gesetz nur für die gewerbliche Wirt-

schaft und deckt, dort auch nur ca. 50 % aller Beschäftigten

ab, da Betriebe unter 100 Beschäftigten aus seinem Geltungs-

bereich ausgenommen sind. Eine Ausnahme besteht lediglich im

unfallintensiven Baugewerbe.

Der Text des Gesetzes verpflichtet die einzusetzenden Exper-

ten (Betriebsärzte und Sicherheitsfachkräfte) nicht nur auf

die Durchführung und Umsetzung bestehender Verordnungen und

Maßnahmen, sondern trägt den Betriebsärzten u. a. die Aufga-

ben zu den Arbeitgeber zu beraten bei

- "Planung, Ausführung und Unterhaltung von Betriebsanlagen,

- bei "arbeitphysiologischen, arbeitspsychologischen und

sonstigen ergonomischen sowie arbeitsorganisatorischen Fra-

gen, insbesondere des Arbeitsrhythmus, der Arbeitszeit und

der Pausenregelung, der Gestaltung der Arbeitsplätze, des

Arbeitsablaufes und der Arbeitsumgebung" ... (§3 ASiG)

Im Zusammenhang mit der Durchführung des Arbeitsschutzes

und der Unfallverhütung fordert der § 3 des ASiG weiter:

- "Die Arbeitsstätten in regelmäßigen Abständen zu begehen

und

- Ursachen arbeitsbedingter Erkrankungen zu untersuchen, die

Untersuchungsergebnisse zu erfassen und auszuwerten und dem



Arbeitgeber Maßnahmen zur Verhütung dieser Erkrankungen

vorzuschlagen."

Neben der Durchführung herkömmlicher Arbeitsschutzmaßnahmen

eröffnet das Gesetz damit die Möglichkeit im umfassenden

Sinne präventiv also bezogen auf die Ursachen von arbeitsbe-

dingten Erkrankungen vorzugehen. Es könnte damit einen krank-

heitsverhütenden Beitrag im Rahmen einer Gesundheitspolitik

leisten, die sich .angesichts des Krankheitspanoramas in der

Bevölkerung mehr auf die mögliche Verhütung von Krankheiten

orientiert als auf (bislang relativ untaugliche) Maßnahmen

von Kuration und Kompensation. Das gesundheitliche Spektrum

auf das sich eine solche Gesundheitspolitik beziehen müßte, .

läßt sich gerafft wie folgt beschreiben:

- Bereits jetzt erreichen weniger als 50 % der Arbeiter als

Erwerbstätige das Rentenalter. Nach einer Hochrechnung der

Bundesanstalt für Arbeit werden von den Mitte 1978 beschäf-

tigten Sozialversicherungspflichtigen- Arbeitern und Ange-

stellten im Jahre 19 90. 2,7 Mio. nicht mehr erwerbstätig

sein. Vor Erreichen des Rentenalters werden 33 % sterben,

37 % werden frühberentet (hauptsächlich wegen chronischer

Erkrankungen); nur 30 % werden wegen Erreichens der Alters-

grenze ausscheiden ( loß 1978).

- Der Anteil der chronischen Krankheiten am gesamten Krank-

heitsgeschehen steigt weiter, er beträgt heute schätzungs-

weise 70 %. Die sechs "Killerkrankheiten" (koronare Herz-

krankheiten, Leberzirrhose, Bronchitis, Folgen an Unfällen

(inkl. Suizid), Diabetes) machen heute bereits 34,9 % der

Gesamtmortalität aus. Ihr Anteil an der Mortalität ist in

20 Jahren von

(Vogt 1980, S. 95) .

- Ein großer Teil der Krankheitsursachen wird, und dies ist

inzwischen nahezu unbestritten, in der Arbeitswelt gesehen

(Nowak 1980, Vogt 1980, Hauß, Naschold, Rosenbrock 1981).

Immer noch liegt der Anteil der Schwerarbeiter bei ca. 25

% der Erwerbstätigen. In der unvermindert schweren körper-

lichen Arbeit wird ein Grund für die zahlreichen degenera-

tiven Erkrankungen des Bewegungsapparates gesehen. Hinzu



kommen Krankheitsursachen aus der zunehmenden Chemisierung

des Produktionsprozesses und aus der Mechanisierung und

Rationalisierung, in denen vor allem Ursachen für psycho-

mentale und psychosomatische Erkrankungen gesehen werden

(Wotschack 1980, Maschewsky 1980).

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung ist eine Umorientie-

rung der Gesundheitspolitik unerläßlich, denn die Entwicklung

der aufgezählten Krankheitsarten zeigt, daß die Mittel einer

kurativ, allenfalls auf Vorsorge und Früherkennung orientier-

ten Gesundheitspolitik sich als hilflos erweisen. Das tradi-

tionelle Medizinsystem ist allenfalls in der Lage die moder-

nen chronischen Erkrankungen zu diagnostizieren und sie teil-

weise zu lindern. Heilung kann es nur in seltensten Fällen

geben (McKneown 1979, Abholz 1980).

Vor diesem Hintergrund wurde im Projekt "Arbeitsschutz und

Gesundheitspolitik" (1) gefragt, welchen Beitrag das Arbeits-

sicherheitsgesetz für. eine präventive Gesundheitspolitik lei-

sten kann und welche Voraussetzungen erfüllt sein müßten, um

das ASiG präventiv zur Anwendung zu bringen.

Präventionskonzepte

Mit Prävention von Erkrankungen wird eine breite Palette von

Maßnahmen bezeichnet, die alle auf die Verhütung von krank-

machenden Faktoren abzielen. Teilweise wird sogar die Früh-

erkennung von Krankheiten als Prävention bezeichnet. Dieser

Aspekt bleibt jedoch aus den folgenden Überlegungen ausge-

klammert, da es sich bei der Früherkennung lediglich um eine

gezielte Vorverlegung des Diagnosezeitpunktes handelt. Unter

gesundheitspolitischen Gesichtspunkten ist der Nutzen dieser

Früherkennungsmaßnahmen ohnehin umstritten (Abhoz 1980).

Die Verhaltensprävention

Mit Verhaltensprävention soll das Verhalten gefährdeter Per-

sonen im Bezug auf ihre Gesundheit/Krankheit in folgenden

Dimensionen beeinflußt werden:
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- Der einzelne soll Risiken vermeiden, die als gesundheits-

gefährlich erkannt worden sind. Üblicherweise handelt es

sich um persönliche Risikofaktoren wie z. B. das Rauchen

oder übermäßiger Alkoholkonsum. Bezogen auf Risiken, die

außerhalb des persönlichen Verhaltens liegen, wird jedoch

ebenfalls "Vermeidung" empfohlen, oder sogar z. B. im Ar-

beitsschutz vorgeschrieben. Dies geschieht z. B. durch Vor-

schriften zum Anlegen- persönlicher Körperschutzmittel in

be.stimmten Gefahrenbereichen.

- Sine andere, noch weniger effizientere Variante der Verhal-

tensprävention stellt das Erlernen adäquater Bewältigungs-

formen dar. Hier steht nicht die Vermeidung des Risikos

oder der Risikofaktoren im Mittelpunkt der Verhaltensmodi-

fikation, sondern der Umgang mit diesen Risiken. Diese

Art der Verhaltensänderung zielt auf die Vermeidung einer

"worst-case" Situation bei kontinuierlichem Weiterbestehen

der eigentlichen Gefahr ab. Tritt der worst-case tatsäch-

lich ein wird dies als "menschliches Versagen" bezeichnet,

da die Strategie allein auf menschliches Verhalten auf- •

baut.

I. . ezug auf die Entwicklung von Arbeitsunfällen und arbeits-

bedingten Erkrankungen erweisen sich verhaltensbezogene Stra-

tegien nur in Verbindung mit entsprechenden Schutzmaßnahmen

als wirkungsvoll. Sie erfordern jedoch eine zusätzliche Kon-

trolle, da z. B. die Benutzung von Körperschutzmitteln andern-

falls allein dem individuellen Verhalten überlassen bliebe.

Bezogen auf die Entwicklung von Volkskrankheiten besteht

über die Wirkung verhaltensbezogener Präventionsmaßnahmen

wenig Klarheit, vor agilem dann, wenn als Parameter des Er-

folges nicht die tatsächliche Verhaltensänderung bestimmter

Populationen sondern die Entwicklung der Mortalität und Mor-•

bidität genommen wird (Karmaus. . 1981) . Als gesundheitspoliti-

sche Konzeption zur Bewältigung der modernen Volkskrankhei-

ten ist die Verhaltensprävention jedoch umstritten:

- Wissen allein verändert Verhalten nicht. Die Verhaltens-

änderung muß zumindest mit spürbarer positiver Sanktionie-

rung gekoppelt sein, der Nutzen der Verhaltensänderung muß



kalkulierbar und antizipierbar sein. Verhaltensänderungen

bedürfen der ständigen Abstützung durch gesellschaftliche

Strukturen (Kronlund 1976, Siegrist 1980).

- Eine nur auf Verhaltensänderung orientierte Präventionsstra-

tegie übersieht, daß Verhalten soziale Risiken verstärkend

oder abschwächend transportiert und nur in den seltensten

Fällen selbst Ursache von Gesundheitsbeeinträchtigungen

ist. So kann z. B. nachgewiesen werden, daß starkes Rauchen

von der Belastung am Arbeitsplatz abhängt, ebenso wie über-

mäßiger Alkoholkonsum (Müller 1980).

- Verhalten wird durch so lang anhaltende und komplexe Pro-

zesse im Individuum geprägt, daß beabsichtigte Verhaltens-

änderungen praktisch nur dann auf Erfolg hoffen können,

wenn sie mit einem annähernd ebenso komplexen "Gegenkon-

zept" abgestützt werden (z. B. Gegenaufklärung zum Rauchen)

Das Konzept der Ursachen- oder Verhältnisprävention

Unter Verhältnisprävention verstehen wir alle Eingriffe in.

krankmachende Verhältnisse und Ursachen. Die Verhältnisprä-

vention scheint die rationale Umsetzung der Erkenntnisse der

KrarikheitsurSachenforschung zu sein. Sie stößt jedoch auf

zahlreiche Hindernisse und Widersprüche, als deren wichtig-

ste im Bereich der krankheitsverursachenden Faktoren in der

Arbeitswelt zu nennen sind:

- Krankmachende Faktoren in der Arbeitswelt sind Bestandteil

der Arbeit selbst, d. h. Arbeit wird immer auch ein Ver-

schleißprozeß sein. Das "Normale" läßt sich aber weniger

physiologisch und psychologisch als historisch bestimmen.

- Als "krankmachend" werden bestimmte Arbeitsbedingungen in

Bezug auf ihre gesundheitliche Wirkung definiert. Unter

den Rentabilitätsgesichtspunkten des Kapitals jedoch würde

die Definition des gleichen Faktors anders lauten. D. h.,

die Ursachen krankmachender Faktoren in der Arbeitswelt

sind. Bestandteil des ständigen Austausch- und Konfliktpro-

zesses zwischen Kapital und Arbeit. Der Umgang mit diesen

krankmachenden Faktoren ist eher durch diesen Austausch

und Konflikt geprägt als durch gesundheitspolitische Ratio-

nalität. Letztere setzt sich erst über die besagten Aus-



tausch- und Konfliktprozesse durch1.

Insofern ist die Verhältnisprävention gesundheitspolitisch

adäquat. Aber die Mittel zu ihrer Durchsetzung sind nicht

primär gesundheitspolitische, sondern eher betriebspoliti-

sche: Zur Umsetzung verhältnisbezogener Strategien ist es

erforderlich krankmachende Faktoren in der Arbeitswelt zu

erkennen, sie in Bezug~ auf ihre gesundheitspolitische Rele-

vanz einerseits, und in Bezug auf ihre Durchsetzbarkeit an-

dererseits zu gewichten, Lösungen bereitzuhalten und die

Durchführung der Lösung zeitstabil zu kontrollieren.

Treffen diese Annahmen zu, dann wird ersichtlich, daß die

Konzepte verhältnisbezogener Prävention nicht losgelöst von

deren Trägern als Subjekte der Um- und Durchsetzung disku-

tiert werden können. Dies setzt jedoch voraus, daß die Sub-

jekte eines verhältnisbezogenen Präventionskonzeptes ihre

Gesundheitsinteressen erkennen und artikulieren, indem sie

krankmachende Faktoren in der Arbeitswelt als Probleme des

Arbeitsschutzes und der betrieblichen Gesundheitspolitik

thematisieren. Die Thematisierung von Arbeitsproblemen als

Probleme des Arbeitsschutzes der betrieblichen Gesundheits-

politik wird damit zum zentralen Bestandteil einer Präven-

tionskonzeption, die Verhalten so beeinflussen will, daß es

auf die Veränderung von Verhältnissen gerichtet wird.

Ein Ziel dieser Arbeit ist es, Bedingungen zu analysieren

unter denen die Thematisierung von Arbeitsproblemen geför-

dert oder gehemmt werden kann. Dabei wird davon ausgegangen,

daß eine möglichst umfassenden Thematisierung einen funktio-

nalen Beitrag für eine präventive Gesundheitspolitik leisten

kann. Dieser funktionale Beitrag besteht darin, daß die The-

matisierung als Bindeglied zwischen den unterschiedlichen

Konzepten der Verhaltens- und Verhältnisprävention bezeich-

net werden kann.

Indem Arbeitsprobleme geäußert werden, "verhält" sich der

einzelne Beschäftigte. Indem Bedingungen zur Optimierung

der Thematisierung geschaffen werden, werden gleichzeitig



Bedingungen zur Verhaltensänderung geschaffen. Aber dieses

Verhalten bezieht sich nicht nur auf eine Veränderung von

Einstellungen und Motivationen gegenüber der eigenen Gesund-

heit und Krankheit, sondern auf die aktive und bewußte Ver-

änderung von Verhältnissen.

Die Thematisierung durch die Beschäftigten als Kernstück

präventiver Konzeptionen

Arbeitsprobleme 'werden nicht in dem Ausmaß zu Problemen des

Arbeitsschutzes, in dem sie in der Realität auftreten. Selbst

schwere Belastungen, risikoreiche Arbeitsbedingungen, psychi-

scher Streß durch hektisches Arbeiten etc. werden, wenn über-

haupt, in unterschiedlichster Weise als Arbeitsschutzproble-

me thematisiert. Da die Fragestellung der Untersuchung lau-

tet, wie die Thematisierung optimiert werden kann um Voraus-

setzungen für eine erfolgreiche Primärprävention zu gewähr-

leisten, soll im folgenden nach den unterschiedlichen Be-

dingungen gefragt werden, die das Ausmaß und die Art der

Thematisierung beeinflussen.

Der Begriff der Thematisierung wird dabei auf relativ ein-

fachem Niveau operationalisiert, da es nicht primär um eine

Erklärung der psychologischen Binnenstruktur der Themati-

sierung geht, sondern um die durch betriebspolitische Maß-

nahmen zu modifizierenden Rahmenbedingungen der Thematisie-

rung selbst.

Folgende Sachverhalte werden im Rahmen dieser Zusammenfassung

pauschal als .Thematisierung bezeichnet:

- Die Äußerungen von Arbeitsproblemen im Kreise der Kollegen,

- eine hoher, geäußerter individueller Leidensdruck, den

wir als "individuelle Betroffenheit" bezeichnen sowie

- die Äußerung von Vorschlägen zur Verbesserung der Arbeits-

und Gesundheitssituation durch die Beschäftigten.

Die Thematisierung von Arbeitsproblemen durch die Beschäftig-

ten wird dabei in folgendem Bedingungsgefüge gesehen.

- Die Thematisierung ist in ihrer Art und in ihrem Umfang



abhängig von den wahrgenommenen Arbeitsbelastungen auf de-

ren Minimierung sie sich bezieht.

Die Thematisierung ist weiterhin abhängig vom betrieblichen

Status der unterschiedlichen Gruppen im Betrieb.

Zum weiteren ist die Thematisierung abhängig vom Handeln

und von der Kompetenz der anderen gesundheitspolitischen

Akteure im Betrieb (Betriebsärzte, Sicherheitsfachkräfte,

Betriebsräte). Sie ist abhängig von ihren ökonomischen,

rechtlichen, technischen und organisatorischen Rahmenbe-

dingungen .

Die Thematisierung von Arbeitsbelastungen im Betrieb

Arbeitsbelastungen werden durch die Beschäftigten dann hoch

thematisiert, wenn ihr Thematisierungsgrad auch gesellschaft-

lich hoch ist (z. B. Lärm), oder aber, wenn die Belastung

eine hohe individuelle Relevanz eingenommen hat. Dabei ist

die persönliche Relevanz der Belastungen durch folgende all-

gemeine Sachverhalte geprägt:

1) Durch die Art der Belastung selbst, d. h. durch die physi-

sche und psychische Übereinstimmung/Nichtübereinstimmung

von Belastung und den individuellen Möglichkeiten mit der

Belastung umzugehen.

2) Durch die Sichtbarkeit und Nähe der Belastung zum Indivi-

duum. Zahlreiche Belastungen können deshalb nicht wahrge-

nommen werden, weil sie sich der sinnlichen Wahrnehmung

entziehen. Durch die technologisch bestimmte Form des in-

dustriellen Produktionsprozesses werden.vor allem solche

Belastungen oft nicht erkennbar und daher ins Subjekt ver-

lagert, die sich nicht gegenständlich oder arbeitsorgani-

satorisch kritisieren lassen.

3) Durch die objektiven Möglichkeiten die sich für den Um-

gang und die Bewältigung von Belastungen für den einzel-

nen ergeben. D. h., im wesentlichen von den Möglichkeiten

.- die zur Lösung des Belastungsproblems bereitstehen oder

die entwickelt werden können um das Problem zu lösen.

4) Durch die subjektive Betroffenheit z. B. durch das Ausmaß



der Befindlichkeitsstörungen.

Arbeitsbelastungen lassen sich aufteilen in die Bereiche

Unfall, Risiko und Gefahren, in ergonomische, physiologisch

wirkende Belastungen, in überwiegend psychomentale oder psy-

chophysiologisch wirkende Arbeitsbelastungen. Die Arbeitsbe-

lastungen werden je nach ihrer Zuordnung zu einer dieser

Gruppen unterschiedlich deutlich und hoch thematisiert.

Hoch thematisiert ist z. B. das betriebliche Unfallrisiko.

60,3 % aller Beschäftigten hatten bereits einmal einen Arbeits-

unfall. Diese Zahl repräsentiert das tatsächliche Unfallrisi-

ko korrekter, als die Angaben der Berufsgenossenschaften, die

einerseits keine personenbezogene Fortschreibung der indivi-

duellen Unfallhäufigkeit wiedergeben, z. a. aber auch nur

Unfälle erfassen,, die eine längere Arbeitsunfähigkeit als

zwei Tage zur Folge haben. Vergleicht man die Werte, die bei

einem niedrigen Unfallrisiko vorliegen (Ausgangswert) mit

den Werten, die bei einem hohen Unfallrisiko vorliegen, so

ergeben sich folgende Steigerungen für die einzelnen Arten

der Thematisierung:

- Gespräche im Kollegenkreis: + 4,5 %

- individuelle Betroffenheit: + 14,6 %

- Vorschläge zur Verbesserung: + 21,4 %

Bei den anderen Belastungsarten ergeben sich ähnliche Stei-

gerungen der verschiedenen Thematisierungsarten, wenn der

Wert für die niedrige Belastung jeweils als Ausgangswert der

Berechnung genommen wird. So steigen mit der ergonomischen

Arbeitsbelastung die Werte wie folgt:

- Gespräche im Kallegenkreis: + 4,2 %

- individuelle Betroffenheit: + 8,8 %

- Vorschläge zur Verbesserung: + 10,4 %

Für die psycho-physiologisch wirkenden Arbeitsbelastungen

sehen die Werte wie folgt aus:

- Gespräche im Kollegenkreis: + 3,6 %

- individuelle Betroffenheit: + 19,6 %

- Vorschläge zur Verbesserung: + 10,4 %



Diese Daten spiegeln nicht nur die unterschiedliche Art und

Weise wider, mit der die Thematisierung auf verschiedenarti-

ge Belastungen reagiert. Es lassen sich darüber hinaus Auf-

schlüsse auf die individuelle Relevanz und die individuellen

Bewältigungsmöglichkeiten für einzelne Belastungsarten zie-

hen .

Zunächst muß jedoch festgestellt werden, daß die Themati-

sierung allein mit der Höhe der Arbeitsbelastungen signifi-

kant zunimmt. Dies gilt für alle Belastungsarten. Jedoch

wachsen nicht alle Formen der Thematisierung in gleichem

Ausmaß.

Zwar kann bezogen auf die Thematisierung von Belastungen im

Kollegengespräch keine Veränderung mit der Art der Belastung

festgestellt werden. Hier gilt lediglich, daß mit dem Aus-

maß der Belastungen auch deren Thematisierung im Kollegen-

kreis zunimmt. Aber die Art der Belastung wirkt sich z. B.

bei dem besonders großen Anstieg der individuellen Betroffen-

heit beim Vorliegen psycho-physischer Arbeitsbelastungen

aus. Die Feinauswertung zeigt, daß dies besonders auf den

Einfluß der Art der Arbeit und der Entlohnung zurückzuführen

ist. Taktgebundenheit der Arbeit und Prämien, bzw. Akkord-

entlohnung führen dazu, daß nahezu die Hälfte der Befragten

z. B. lieber weniger Lohn in Kauf nehmen würden wenn die

Arbeit dadurch erleichtert werden würde. Dieses Statement

kann als Ausdruck hoher individueller Betroffenheit gewer-

tet werden. Hinzu kommt, daß angesichts von psycho-physiolo-

gisch wirkenden Belastungsstrukturen- auch das herkömmliche

individuelle Bewältigungsinstrumentarium versagt, sowie die

Bewältigungsmöglichkeiten des Arbeitsschutzsystems, (siehe

unten)

So ist anzunehmen, daß die individuelle Betroffenheit durch

solche Arbeitsbelastungen auch deswegen besonders hoch ist,

und mit der Zunahme der Arbeitsbelastungen am stärksten

steigt, da hier auch die Ausweglosigkeit am höchsten ist.

Welchen Einfluß denkbare und teilweise auch realisierbare

Lösungsmöglichkeiten für die Thematisierung und besonders

für die Äußerung von Arbeitsschutzvorschlägen durch die Be-

schäftigten haben, zeigen die unterschiedlichen Steigerungs-



raten der "Vorschläge" in Abhängigkeit von den verschiede-

nen Belastungsarten.

Angesichts eines wachsenden Unfallrisikos steigt die .Vor-

schlagstätigkeit um mehr als 20 % während sie angesichts•

wachsender ergonomischer oder psychischer Belastungen nur

etwa um 10 % also um die Hälfte steigt. Verdeutlicht wird

dies durch die Angabe von Prozentwerten: Angesichts eines

hohen Unfallrisikos haben 7 2 % der Beschäftigten schon ein-

mal einen Vorschlag zur Verbesserung zur Arbeitssicherheit

und des Gesundheitsschutzes gemacht. Bei hohen ergonomischen

Belastungen waren es 63,2 % und bei hohen psycho-physiolo-

gischen Belastungen 63,7 %.

Setzt man diese Ergebnisse mit den Hauptaktivitäten und Ziel-

richtungen des professionellen betrieblichen Arbeitsschutz-

systems in Bezug, wird die Erklärung plausibel: Da Unfall-

schutz und Unfallverhütung traditionell zum Hauptanliegen

des betrieblichen Arbeitsschutzes gezählt werden, bestehen

hier nicht nur bekannte Lösungsmöglichkeiten für eine große

Anzahl von Problemen, sondern auch eine gewisse positive

Sanktionierung beim individuellen Einsatz für den Unfallschutz

Gewichtet man die Thematisierung von unterschiedlichen Be-

lastungsarten jedoch in ihrem möglichen Beitrag zur Verhü-

tung von Volkskrankheiten, so ergibt sich ein bedeutungs-

voller Widerspruch: Bei jenen Belastungsarten, die am mei-

sten individuelle Betroffenheit bezeugen und die unter dem

Gesichtspunkt ihrer gesundheitlichen Wirkung am bedeutungs-

vollsten sind, ist die Thematisierung eher unterdurchschnitt-

lich entwickelt, jedenfalls ist sie nicht höher als bei an-

deren Belastungsarten. Als erste Konsequenz wären, daraus

Maßnahmen zur Steigerung der Thematisierung gerade solcher

Belastungen abzuleiten.

Die Thematisierung von Befindlichkeitsstörungen

Nicht alle, wahrscheinlich sogar nur ein Bruchteil der im



Betrieb vorhandenen Gesundheitsrisiken lassen sich heute mit

dem technischen' und methodischen Instrumentarium der Arbeits-

medizin feststellen. Dies liegt nicht einmal in erster Linie

an der Unzulänglichkeit der entsprechenden Apparate oder an

der häufig anzutreffenden unkorrekten Meßtätigkeit. Der Haupt-

mangel muß vielmehr in der Entwicklung der Arbeitsmedizin als

Wissenschaft selbst gesehen werden (s. Eisner u. a. 1982),

die., sich zwar gerne als "Gewissen des Betriebes" (Rutenfranz

1981) bezeichnet, aber diesen hochtrabenden Anspruch, selbst

wenn er sinnvoll wäre, nicht einlösen kann. Denn anders, als

z. B. die klinische Medizin, die längst soziale und psycholo-

gische Faktoren als krankheitsauslösende begreift und sich

langsam vom Denkmuster löst, das lange genug hieß: eine Ur-

sache - eine Krankheit, tut sich die Arbeitsmedizin schwer,

die Komplexität ihres Gegenstandes auch nur zu akzeptieren.

So dominieren nach wie vor Untersuchungen über die Wirkung

eines Stoffes auf eine Krankheitserscheinung. Dies ist jedoch

nicht ein Problem der Arbeitsmedizin allein. Vermittelt über

die Berufskrankheitenordnung, der ebenfalls ein monokausaler

Begriff der Krankheitsentstehung zugrunde liegt,und vermittelt

durch die tagtägliche Praxis der Betriebsärzte bleiben auf

diese Weise nahezu alle arbeitsbedingten Krankheitsursachen

für moderne chronische Volkskrankheiten aus dem Handlungsspek-

trum der Betriebsärzte und aus dem Berufskrankheitenkatalog

ausgespart; denn diese Krankheitsfaktoren sind zwar vielfach

bekannt (Hetzarbeit, Nacht-, Schicht-, Akkordarbeit, kurze

Taktzeiten etc.), aber nicht mit Mitteln der herkömmlichen

Arbeitsmedizin nachweisbar, also z. B. im Krankheitsfalle

auch nicht entschädigungspflichtig. Der Begriff der arbeits-

bedingten Erkrankungen, der im ASiG verwendet wird, schafft

hier solange keine Erleichterung, wie das Bundesarbeitsmini-

sterium nichts unternimmt, um ihn zu operationalisieren und

damit überhaupt verwendungsfähig zu machen.

Das Versagen der Arbeitsmedizin angesichts der gesundheits-

politisch relevanten Risikofaktoren muß jedoch nicht bedeu-

ten, daß entsprechende Arbeitsbelastungen im Betrieb unent-

deckt bleiben müssen. Denn Arbeitsbelastunen zeigen sich auch

an ihren Auswirkungen an den Beschäftigten selbst, und zwar
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nicht nur manifestiert als Krankheit, sondern auch in den Vor-

stufen der Krankheit. Hierzu zählen wir das persönliche Un-

wohlsein, die Befindlichkeitsstörung. Als Befindlichkeits-

störung gelten z. B. Kopfschmerzen, Schlafstörungen, Appetit-

losigkeit, Magenbeschwerden, Antriebsschwächen etc. Diese

Symptome sind auch unter medzinischen Gesichtspunkten durch-

aus ernst zu nehmen, weisen sie doch auf latent vorhandene

Störungen hin, die sich als Krankheit manifestieren können.

Darüber hinaus aber sind die Befindlichkeitsstörungen geeig-

net, auf spezifische Arbeitsbelastungen aufmerksam machen zu

können, und zwar dann, wenn sie in bestimmten Arbeitsberei-

chen gehäuft bei einzelnen Beschäftigten auftreten.

Voraussetzung ist jedoch dafür, daß der Mensch praktisch

selbst zum Monitorsystem für seine eigenen Arbeitsbelastungen

wird und als solches seinen festen Platz im Arbeitsschutz-

System erhält. Daraus folgt z. B. die Anforderung an das be-

triebliche 'Arbietsschutz-System solche Befindlichkeitsstörun-

gen systematisch zu sammeln und auszuwerten, um aus ihrem

Auftreten vernünftige Schlußfolgerungen ziehen und entspre-

chende Abhilfemaßnahme entwickeln zu können. Aus diesem Grund

ist untersucht worden, welchen Einfluß das Vorliegen einzel-

ner Befindlichkeitsstörungen auf die Thematisierung der Be-

schäftigten hat.

Dabei zeigen sich folgende interessante Sachverhalte: Es wird

umso eher über Befindlichkeitsstörungen im Kollegenkreis ge-

sprochen, desto eher die Chance besteht, daß die Befindlich-

keitsstörung an der Arbeitsstelle auftreten kann (Kopfschmer-

zen, Magenbeschwerden, Appetitlosigkeit). Befindlichkeits-

störungen, die nur außerhalb der Arbeit auftreten (Schlaflo-

sigkeit, Abgeschlagenheit nach der Arbeit) werden offensicht-

lich nicht im Kollegenkreis thematisiert. Hier bieten sich

also, ebenfalls für die 'am meisten vertretenen Befindlich-

keitsstörungen die Möglichkeit ihrer Sammlung und Auswertung

am Arbeitsplatz.

Offensichtlich stellen die Beschäftigten selbst einen signi-

fikant ausgeprägten Zusammenhangzwischen der Befindlichkeits-

störung und den Arbeitsbelastungen her, denn angesichts der



Befindlichkeitsstörungen "Schlafstörungen" und "Magenbeschwer-

den" nehmen die Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen sehr stark zu. Bei den anderen Befindlichkeitsstörun-

gen bewegen sich die Veränderungsvorschläge ebenfalls über dem

Durchschnitt. Es wird zu diskutieren sein, wie diese Sachver-

halte innerhalb des betrieblichen Arbeitsschutz-Systems posi-

tiv gewendet werden können.

Thematisierung und betrieblicher Status der Beschäftigten

Der o. a. Zusammenhang leitet über zu einem, den angesproche-

nen Widerspruch verschärfenden Problem: Die Thematisierung

ist offensichtlich nicht allein abhängig vom Ausmaß und in

begrenzter Weise von der Art der Arbeitsbelastungen und Be-

findlichkeitsstörungen, sondern mindestens ebenso vom betrieb-

lichen Status des Beschäftigten bzw. unterschiedlicher Grup-

pen von Beschäftigten. Als Differenzierungsmerkmale für die

Gruppenbildung wurden dabei hauptsächlich die Parameter Ge-

Geschlecht und Ausbildung herangezogen. Der ebenfalls nahelie-

gende Parameter der Nationalität konnte aus erhebungstechni-

schen Gründen (ausschließlich deutsche Staatsangehörige an

Gewerkschaftsschulen) nicht berücksichtigt werden.

Folgendermaßen unterscheiden sich die Gruppen in ihrem Thema-

tisierungsverhalten: Gespräche im Kollegenkreis über das The-

ma Arbeit und Gesundheit werden von Ungelernten, Frauen, und

Männern (je 50 %) häufiger geführt als von Facharbeitern. Die

individuelle Betroffenheit ist jedoch bei den Ungelernten am

geringsten, ebenso die Bereitschaft, Vorschläge zur Verbesse-

rung der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes zu

machen; allerdings sind für die Vorschlagstätigkeit deutliche

geschlechtsspezifische Unterschiede feststellbar. Die Ergeb-

nisse vermitteln insgesamt einen widersprüchlichen Eindruck.

Obwohl die individuelle Betroffenheit der unterprivilegier-

ten Randbelegschaften des Betriebes verglichen mit anderen

Gruppen relativ gering ist, wird am häufigsten über den Zu-

sammenhang zwischen Arbeit und Gesundheit im Kollegenkreis

gesprochen.



Eine Erklärung des Widerspruches könnte jedoch in der Art

der Fragestellung gesehen werden: Die individuelle Betrof-

fenheit wurde aus einer positiven Antwort auf die Frage

"Würden Sie weniger Lohn in Kauf nehmen, wenn dadurch die

Arbeit erleichtert würde?" abgeleitet. Aber wenn die Beant-

wortung der Frage aber eben keine reale Absicht, sondern

nur individuelle Betroffenheit indiziert, so ist gerade für

die am unteren Ende der Lohnskala rangierenden ungelernten

Frauen und Männern die Perspektive des Lohnverzichts/ um Ar-

beitserleichterungen zu erreichen, nicht nachvollziehbar.

Ein eher adäquates Bild der tatsächlichen Betroffenheit die-

ser Gruppen erhält man, wenn die erhobenen, subjektiven Be-

findiichkeitsstörungen gruppenspezifisch analysiert werden:

Frauen insgesamt und besonders .diejenigen ohne abgeschlosse-

ne Ausbildung geben signifikant häufiger Befindlichkeitsstö-

rungen an als Männer. Dies gilt besonders für Kopfschmerzen,

Abgeschlagenheit am Feierabend und Appetitlosigkeit. Allein

aus diesen Angaben ist die überdurchschnittlich hohe Häufig-

keit mit der im Kollegenkreis über Probleme von Arbeit und

Gesundheit geredet wird zu erklären.

Die geringe Anzahl von Vorschlägen zur Verbesserung der Ar-

beitssituation, die von Ungelernten insgesamt und Frauen ins-

besondere geäußert wird, entspricht einerseits wohl dem be-

trieblichen Alltag, in dem solche Fragen eher als Domäne

männlicher Entscheidung angesehen werden. Andererseits

liegt es aber auch an den besonderen Belastungen denen Frau-

en und Ungelernte ausgesetzt sind. Besonders stark vertreten

sind Belastungsarten wie taktgebundene Arbeit und Akkord-

arbeit am Fließband. Diese beiden Belastungsarten erweisen

sich ohnehin als die wichtigsten, diskriminierenden Belastungs-

arten, weil sie stets gekoppelt mit einer ganzen Reihe ande-

rer Belastungen auftreten und in diesem Sinne als Leitbe-

lastung (Volkholz 19 78) gelten können.

Gleichzeitig sind dies aber auch (wie erwähnt) jene Bela-

stungen, gegen die der betriebliche Arbeitsschutz relativ

wirkungslos ist. So bleibt als weitergehender Widerspruch



festzuhalten: Jene Gruppen, die am höchsten belastet sind,

thematisieren am wenigsten in Bezug auf eine reale Verände-

rung oder Verbesserung ihrer Arbeitssituation. Zum einen

deshalb nicht, weil sie zu den unterprivilegierten im Be-

trieb gehören, zum anderen nicht, weil gerade sie solchen

Arbeitsbelastungen ausgesetzt sind, denen gegenüber sich

das betriebliche Arbeitsschutzsystem als relativ wirkungs-

los erweist. Die gefundenen Ergebnisse bestätigen jedenfalls

das Vorurteil nicht, daß die Beschäftigten sich gegenüber

ihren eigenen Arbeitsbelastungen und Arbeitsbedingungen in-

different verhalten würden.

Sinnvoller als die ständige Wiederholung dieses Vorurteils

scheint es zu sein, am vorhandenen Interesse anzusetzen,

um es für das betrieblich Arbeitsschutzsystem nutzbar zu

machen. Die Ansatzpunkte dafür können sehr vielfältig sein.

Entsprechende Maßnahmen könnten sich direkt an den Beschäf-

tigten wenden, um sein Verhalten über Information und Auffor-

derung so zu verändern, daß er Arbeitsprobleme als Arbeits-

schutzprobleme thematisiert. Es hat sich jedoch gezeigt, daß

solche Maßnahmen nur unter ganz bestimmten Bedingungen wir-

kungsvoll sein können. Eine dieser Bedingungen ist die Not-

wendigkeit der Vermittlung von Arbeitsschutzproblemen im

Rahmen ihrer betriebspolitischen Wirkungszusammenhänge. Un-

tersuchungen (Systemkonzept 1977) haben gezeigt, daß z. B.

als Unfallursachen und als Ursachen für die Entstehung von

Erkrankungen von den Beschäftigten in dem Maß objektive Fak-

toren als Gründe akzeptiert werden, in dem die entsprechenden

Schulungen das Gesamtproblem des Arbeitsschutzes in den Zu-

sammenhang betrieblicher Austausch- und Konfliktprozesse

gestellt haben. Dort, wird jedoch die Frage der Arbeitssi-

cherheit und Unfallverhütung lediglich als interessenneutra-

les Sachwissen vermittelt, so zeigt sich, daß auch das Un-

fallursachen- und Krankheitsverständnis der Betriebsräte

entsprechend schwach ausgeprägt ist und subjektive Faktoren

als Verursachungszusammenhänge als wichtigste genannt wer-

den.



Als Sxtrembeispiel einer falsch verstandenen Informations-

vermittlung kann z. B. der folgende Ausschnitt aus einer

"Test-Information" (Sicher ist Sicher, 1982, Nr. 4) gesehen

werden. Es heißt dort:

Wir müssen unbedingt aufklären, obwohl man meinen könn-
te, die Einstellung zur Arbeitssicherheit müSte nicht eigens
noch gefördert werden. Der Selbsterhaltungstrieb des Men-
schen reicht nicht aus für das gewollte sicherheitsgerechte
Verhalten am Arbeitsplatz, weil die Triebe und Instinkte der
Menschen (und der Tiere) auf das Leben in einer natür-
lichen Umgebung ausgerichtet sind. Führungskräfte und
Sicherheitsfachkräfte müssen die Lücken ausfüllen und den
fehlenden Instinkt bei Mensch (und Tier) gegenüber den
Gefahren aus der technischen Welt irgendwie ersetzen. Die
Elektrosteckdose in der Wand birgt Lebensgefahr in sich.
Wir können es nicht wissen — keine Innere Stimme ver-
mittelt uns das. Auf welche Weise können wir das alles
nur erfahren?

Selbst wenn jedoch die Art und Weise auf die "das alles"

erfahren werden kann herausgefunden würde, bliebe das. ent-

sprechende Wissen relativ wirkungslos für den betrieblichen

Arbeitsschutz, da es nicht mit Handlungs- und Umsetzungs-

wissen angereichert wird. Auch Untersuchungen über die Wir-

kungsweise von Unfallverhütungsplakaten haben gezeigt, daß

sich alle Plakate auf denen lediglich allgemein informiert

oder (meist recht geschmacklos) appeliert wird, ohne jede

auch nur kurzfristige Wirkung bleiben. Die Beschäftigten

verlangten in dieser Untersuchung (Landesverband 1976) Pla-

kate, die konkret informieren und/oder auf bestehende Rechte

der Beschäftigten hinweisen. Ein gänzlich anderer Weg zur

Erhöhung der Thematisierung kann beschritten werden, indem

die strukturellen, prozessualen und rechtlichen Bedingungen,

die die Thematisierung in erheblichem Ausmaß beeinflussen

modifiziert werden. Um dies zu tun ist zunächst der Einfluß

dieser Faktoren auf die Thematisierung zu untersuchen.

Einfluß der Arbeitschutzakteure auf die Thematisierung der

Beschäftigten

Sowohl Kühn (1982) als auch Rosenbrock (1982) stellen in ih-

ren Analysen über die Arbeitsschutzakteure im Betrieb die



Existenz zweier, relativ unabhängiger Arbeitsschutzsysteme

fest. In den meisten Betrieben besteht demnach neben dem

"offiziellen" durch die Tätigkeit der Arbeitschutzexperten

geprägten Arbeitsschutzsystem noch eines, das im wesentlichen

durch die Aktivitäten der Beschäftigtenvertreter, also der

Betriebsräte und Vertrauensleute definiert ist. Beide Systeme

sind rechtlich nicht aufeinander bezogen, sie überschneiden

sich aber in einzelnen Handlungs- und Gegenstandbereichen,

wie z. B-. beim- Abschluß von Betriebsvereinbarungen, für be-

sonders belastete Arbeitsplätze, beim Erstellen von Arbeits-

platzbeschreibungen, bei der Aufstellung und Durchführung

eines gemeinsamen Arbeitschutzprogrammes etc. Je öfter sich

nun beide Systeme in den oben erwähnten Gegenstandsbereichen

überschneiden, desto positiver wirkt sich dies auf die Thema-

tisierung von Ärbeitsproblemen durch die Beschäftigten aus.

Dazu einige Beispiele:

Wenn z. B. ein betriebliches Arbeitschutzprogramm existiert,

wird gleichzeitig signifikant häufiger im Kollegenkreis über

Probleme von Arbeit und Gesundheit geredet und es werden sig-

nifikant mehr Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitssituation

geäußert. Daß die Existenz eines Arbeitsschutzprogramms zu-

nächst in der Hauptsache mobilisierende Wirkung hat, geht

daraus hervor, daß die individuelle Betroffenheit durch das

Ausmaß der Arbeitsbelastungen nicht abnimmt beim Vorliegen

eines Arbeitsschutzprogrammes wie es vielleicht zu erwarten

gewesen- wäre,, spräche man Arbeitsprogrammen eine unmittelbar,

belastungsreduzierende" Wirkung zu. Normalisierend wirken of-

fenbar, auch personenbezogene Maßnahmen des professionellen

und belegschaftsgetragenen Arbeitsschutzsystems. Die Häufig-

keit der Kollegengespräche und der Veränderungsvorschläge

steigt signifikant, wenn entweder der betriebliche Arbeits-

schutzsexperte oder aber auch Betriebsräte und Vertrauens-

leute über Risiken und Gefahren am Arbeitsplatz aufklären

und informieren oder etwa die Beschäftigten in Fragen von

Arbeit und Gesundheit beraten.

Die mobilisierende Wirkung dieser Aktivitäten könnte auch An-

laß sein, die Diskussion um personenbezogene Arbeitsschutz-



maßnahmen unter dem Gesichtspunkt zu führen, daß solche Maß-

nahmen offensichtlich nur dann demotivierend für die Beschäf-

tigten sind, wenn diese als Objekt des Arbeitsschutzes ge-

sehen werden. Dies ist etwa im Bereich der persönlichen Kör-

perschutzmittel der Fall, wo der einzelne Beschäftigte als

"Träger" der Maßnahme erscheint, nicht aber als selbständig

handelndes Subjekt. Wird er jedoch als solcher angesprochen,

ist er offensichtlich eher bereit sich in Fragen der be-

triebliche Gesundheitspolitik zu engagieren.

Neben dem rein mobilisierendem Effekt schaffen gemeinsame

Maßnahmen der beiden betrieblichen Arbeitsschutzsysteme mit-

unter aber auch die materiellen Bedingungen, die eine Aufnah-

me der Thematisierung erst ermöglichen, sie dadurch gleichzei-

tig aber auch fördert. So können z. B. der Abschluß von Be-

triebsvereinbarungen oder die Vereinbarungen von Arbeits-

schutzprogrammen dazu führen, daß die Beschäftigten auf die-

sen Grundlagen ihre Arbeitsschutzprobleme erst äußern, da

.hier institutionelle Möglichkeiten für ihre Lösung geschaf-

fen wurden und den Beschäftigten dadurch Wege aufgezeigt

werden, mit denen die Arbeitschutzprobleme zumindest ten-

denziell überwunden werden könnten. Die Realisierung von

Lösungen ist jedoch keinesfalls bereits mit dem Abschluß

von Betriebsvereinbarungen oder mit der Verabschiedung von

Arbeitsschutzprogrammen gewährleistet. Selbst die im Gesetz

zwingend vorgeschriebenen Verordnungen und Maßnahmen setzen sich nici

im betrieblichen Selbstlauf durch, sondern bedürfen betriebs-

politischer Aktivitäten im Rahmen des betrieblichen Austausch-

und Konfliktprozesses. Aber die Ergebnisse dieser Untersuchung
t

haben auch gezeigt, daß die steigenden Belegschaftsaktivitä-

ten auf allen betriebspolitischen Ebenen und gegenüber den

verschiedensten Problemen dazu führen, daß auch die Minimal-

anforderungen des betrieblichen Arbeitsschutzes im größeren

Ausmaß erfüllt werden als in solchen Betrieben, in denen die

Beschäftigtenaktivitäten nicht soweit entfaltet sind.

Es läßt sich also ein systematischer Zusammenhang erkennen

zwischen den Belegschaftsaktivitäten auf allgemeiner betriebs-



politischer Ebene, zwischen dem Handeln des professionellen

und. belegschaftsgetragenen Arbeitsschutzsystems und den ar-

beitsschutzbezogenen Aktivitäten der Belegschaften selbst.

Der Systemzusammenhang dieser Beziehungen ergibt sich aus

der Logik des Gegenstandes selbst und es scheint wenig sinn-

voll zu fragen an welchen Hebeln am günstigsten anzusetzen

sei, um dem System zur Wirksamkeit zu verhelfen. Dies ist

vielmehr eine Frage der besonderen betrieblichen Umstände

auf die im folgenden näher eingegangen werden soll.

Externe Faktoren der Thematisierung

Die Art der Thematisierung und ihre Höhe sind nicht ausschließ-

lich abhängig von innerbetrieblichen Prozessen und Gegeben-

heiten, sondern letztere, wie auch Art und Ausmaß der Thema-

tisierung sind oftmals ein Ergebnis externer, nicht zu be-

einflussender betrieblicher Faktoren. Als einschlägigster ist

hier die Betriebsgröße zu nennen. Dabei ist die Betriebs-

größe nicht in erster Linie als quantitativer Bestimmungs-

faktor für das Ausmaß von Arbeitsschutzaktivitäten zu sehen,

sondern eher als Indikator für eine ganze Reihe von innerbe-

trieblichen Prozessen die ihrerseits die Thematisierung be-

einflussen.

So indiziert die Betriebsgröße bis zu einem gewissen Grad

das Ausmaß der Repräsentanz der Gewerkschaftsbewegung im Be-

trieb. In großen Betrieben bestehen eher und weiter entwik-

kelte Infrastrukturen, die für di.e. Formulierung und Durch-

setzung von Arbeitsschutz^ orderung nutzbar sind. Relevanz

in bezug auf die Thematisierung gewinnen außerdem noch fol-

gende Faktoren die je nach der Betriebsgröße variieren:

— Das Niveau der Arbeitsbelastungen und vor allem der absolu-

ten Zahl der Arbeitsunfälle nimmt mit steigender Betriebs-

größe zu und beeinflußt damit das "Arbeitsschutz-Bewußt-

sein" (Systemkonzept 1977, S. 28) von Betriebsräten (nur

diese wurden in der Studie befragt).

— Mit wachsender Betriebsgröße wächst ebenfalls der Ausbau und

die Institutionalisierung des professionellen Arbeitsschutz-

Systems,
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gleichzeitig mimmt jedoch auch auf der Seite der Betriebs-

räte (wie bereits gezeigt wurde) der Grad der Professiona-

lisierung zu.

Verbunden mit anderen Faktoren wächst auch die Arbeitstei-

lung im Betriebsrat sowie das Ausmaß der Freistellungen,

so daß potentiell die Möglichkeiten für personenbezogene

Arbeitsschutz-Dienstleistungen und für das "Kümmern" um

Arbeitsschutz-Probleme anwachsen.

In bezug auf die einzelnen Thematisierungsarten wirken sich

die genannten Faktoren folgendermaßen aus: Kollegengespräche

über Problem von Arbeit und Gesundheit werden umso häufiger

geführt, desto größer der Betrieb ist. Offensichtlich hängt

dies jedoch nicht mit den höheren Arbeitsbelastungen oder dem

höheren Maße individueller Betroffenheit oder der größeren

Verbreitung von Befindlichkeitsstörungen im Großbetrieb zusam-

men. Diese genannten Faktoren verhalten sich relativ betriebs-

größenunabhängig .

Da jedoch die Häufigkeit von Kollegengesprächen mit wachsen-

der Betriebsgröße hochsignifikant zunimmt, müssen Bedingun-

gen neben der subjektiven Belastungserfahrung im Großbetrieb

vorhanden sein, die die Herausbildung dieses Thematisierungs-

verhaltens ermöglichen. Wir führen dies auf die im Großbetrieb

mehr aasgebaute Infrastruktur betriebspolitischer Aktivitäten

und Prozesse zurück, die quasi als "Thematisierungskultur" da-

für sorgen, daß z.B. einmal aufgegriffene Anlässe zeitstabil

weiterverfolgt werden können. Offensichtlich überkompensieren

hier die allein betriebsbedingten Faktoren jene, die den ei-

gentlichen Anlaß der Kollegengespräche über Arbeit und Gesund-

heit bilden. Ein ähnlich ungewöhnlicher Zusammenhang besteht

oft zwischen den Äußerungen von Vorschlägen durch die Beschäf-

tigten und der Betriebsgröße.: Die Häufigkeit der Verbesserungs-

vorschläge durch die Beschäftigten nimmt ab mit wachsender Be-

triebsgröße. Dieser Zusammenhang läßt sich durch größere Lö-

sungsmöglichkeiten für Arbeitsschutzprobleme in Großbetrieben

erklären. Während es. in kleineren Betrieben " geradezu erwar-

tet wird, daß wir Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitssi-

cherheit machen" (Gruppendiskussion ), und die am Einzelfall



orientierte Lösungsweise, dies auch erfordert, hemmt die Exi-

stenz eines ausgebauten Arbeitsschutz-Systems im Großbetrieb

offensichtlich sogar die auf Veränderung von Arbeitbedingun-

gen bezogene Thematisierung. Damit einher geht möglicherwei-

se auch die Tatsache, daß in Großbetrieben die vorhandenen

Lösungsmuster ausreichen, um wenigstens die dringendsten Ar-

beitsschutzprobleme lösen zu können. Diese Interpretation wird

durch den Zusammenhang "nahegelegt, der zwischen der Betriebs-

größe und "Realisierung von Beschäftigtenvorschlägen" besteht.

Es zeigt sich dabei nämlich, daß die Wahrscheinlichkeit, daß

ein aus der Belegschaft geäußerter Vorschlag auch realisiert

wird, hochsignifikant mit wachsender Betriebsgröße steigt.

Für diesen Zusammenhang sind die insgesamt größeren Lösungska-

pazitäten, die mit steigender Beschäftigtenzahl anwachsen,

verantwortlich zu machen. Das Bemerkenswerte in bezug auf die

Thematisierung ist jedoch, daß die Realisierung von Vorschlä-

gen nicht, von der Zahl der gemachten Änderungsvorschläge, die

ja einen Prob.lemdruck für die Unternehmen darstellen könnten,

abhängig ist, sondern fast ausschließlich von den Lösungska-

pazitäten, die die Unternehmen selbst bereithalten. Scheinbar

ist damit die Umsetzung von Belegschaftsvorschlägen der Wir-

kung des betrieblichen Konfliktfeldes entzogen. Dies trifft

jedoch nur zu, wenn die Betriebsgröße als einzelne Determinan-

te und nicht auch als Indikator für die infrastrukturellen Vor-

aussetzungen der betrieblichen Interessenvertretung und Kon-

fliktpolitik gewertet wird. Dann nämlich sind es wahrschein-

lich die auf der Seite der Belegschaft ausgeprägten Handlungs-

strukturen, die die "Abrufung" der bestehenden Lösungsvorschlä-

ge durchsetzen helfen.

Auf den engen Zusammenhang zwischen konfliktorischer Durch-

setzungsfähigkeit und wachsender Thematisierung bzw. Reali-

sierung von Vorschlägen, die von den Beschäftigten geäußert

wurden, deuten auch folgende Sachverhalte hin. Verschärfen

sich die betrieblichen Bedingungen etwa durch Einführung von

Kurzarbeit, Abbau von betrieblichen Sozialleistungen, Einstel-

lungsstop oder sogar Kündigungen,, ist nicht in jedem Fall ein

Rückgang der Arbeitsschutzaktivitäten der Beschäftigten fest-

zustellen. Im Gegenteil: Mit einer verschärften Konfliktlage



im Betrieb steigt die Bereitschaft, sich auch für Fragen des

Arbeitsschutzes und der betrieblichen Gesundheitspolitik zu

engagieren. Über den Zusammenhang von Betriebsgröße und The-

matisierung kann festgestellt werden:

Im Kleinbetrieb bestehen einige objektive Voraussetzungen

für die Entfaltung der Thematisierung.

Diese liegen in der relativen Überschaubarkeit der Bela-

stungssituation, in den wenig institutionalisierten, aber

teilweise gut funktionierenden Informationsvoraussetzun-

gen und im Fehlen generalisierter Lösungsmuster. Auf der

anderen. Seite bestehen wenige ökonomische und erfahrungs-.

gebundene Ressourcen zum Belastungsabbau und teilweise

fehlt das organisierende Element der Repräsentanz der Ge-

werkschaftsbewegung im Betrieb. Im Kleinbetrieb besteht

die Option für eine gewerkschaftspolititsche Strategie, die

darauf abzielt, die Kompetenz der Beschäftigten als Res-

source zur Lösung von Arbeitsproblemen zu nutzen. Zwar wird

dies nur auf einer wenig institutionalisierten Ebene mög-

lich sein, daraus ergeben sich jedoch wiederum Vorteile

für die Flexibilität des Systems.

Im, Großbetrieb bestehen grundsätzlich andere Optionen. Hier

wäre es gesundheitspolitisch wünschenswert, wenn die beste-

henden ökonomischen und planerischen Ressourcen durch die

Repräsentanz"" der Gewerkschaftsbewegung auf solche Arbeits-

belastungen gelenkt würden, denen ein hoher Verursachungs-

anteil an den modernen chronischen Volkskrankheiten zukommt

Gerade dafür verengen sich, jedoch die Möglichkeiten, be-

dingt durch die lang andauernde Verwertungskrise für bei-

de Seiten zunehmend. Diese Einschränkung besteht natürlich

grundsätzlich auch bei Kleinbetrieben, jedoch gestattet das

insgesamt niedrigere Maßnahme-Niveau im Kleinbetrieb noch

eher die Durchführung kostenneutraler Maßnahmen, deren

Nutzen jedoch angesichts des niedrigen Niveaus als ver-

gleichsweise hoch einzuschätzen ist.

Innerhalb der Betriebe ist es (jedenfalls in dieser Untersu-

chung) der .Produktionsbereich, -in dem am meisten gesundheits-

politxsch relevante Arbeitsbelastungen auftreten und in dem



am wenigsten artikuliert und thematisiert wird. Dies liegt an

den dort tätigen Beschäftigtengruppen ebenso wie am Charakter'

der Arbeitsbelastungen in diesen Bereichen.

Zusammenfassung und Veränderungsmöglichkeiten

Die Ergebnisse dieser Studie lassen sich in drei, durch den

gleichen Grundsachverhalt geprägte Widersprüche, zusammenfas-

sen:

Zwar ist die Höhe der Thematisierung von der Höhe der Ar-

beitsbelastung, abhängig, aber der gesundheitspolitisch re-

levante Zusammenhang zwischen der Art der Arbeitsbelastung

und der Art und Weise der Thematisierung bestätigt sich

nicht.

- .Zwar werden dort besonders viele Vorschläge zur Veränderung

gemacht, wo Lösungen für das thematisierte-•Arbeitsproblem

denkbar und vorstellbar wären, aber dies betrifft vor al-

lem solche Arbeitsbelastungen, die unter gesundheitspoli-

tischen Gesichtspunkten weniger relevant sind.

Zwar ist die Veränderungsthematisierung der männlichen Fach-

arbeiter als weit entwickelt zu bezeichnen und für diese

Gruppe werden offensichtlich auch die meisten Arbeitsschutz-

Maßnahmen durchgeführt, aber die betrieblichen Gruppen, die

den am meisten komplexen Belastungen ausgesetzt sind, die

von den meisten Befindlichkeitsstörungen berichten und de-

ren. Stellung auf dem Arbeitsmarkt uni im Betrieb am schwäch-

sten ist', weisen den geringsten Grad an Veränderungsthemati-

sierung auf und- haben die geringsten Chancen zur Durchset-

zung von Arbeitsschutz-Maßnahmen,- die sich auf ihre Bela-

stungen beziehen.

Aus den in diesen drei Widersprüchen zusammengefaßten Ergeb-

nissen lassen sich einige Schlußfolgerungen für eine Arbeits-

schutz-Politik im Betrieb ableiten, zu deren Ziel die gesund-

heitspolitisch relevante Reduktion von Arbeitsbelastungen durch

Aktivierung und Integration der Beschäftigten in das betrieb-

liche Arbeitsschutz-System gehört.



Im Rahmen dieser Schlußfolgerungen können keine Empfehlungen

für die betriebliche Praxis im Sinne konkreter Handlungsanwei-

sungen gegeben werden. Es werden vielmehr Optionen aufgezeigt,

die durch Defizite und Vorteile der Handlungsbedingungen auf

verschiedenen Ebenen angesiedelt sind.

Dabei ist im folgenden die Effizienz mehr auf den Prozeß der

Thematisierung bezogen, weniger auf deren Inhalte. Zwar H e s -

se sich argumentieren, daß es unter einem gesundheitspoliti-

schen Gesichtspunkt mehr oder weniger effiziente Inhalte der

Thematisierung geben kann, die z. B. danach beurteilt werden,

welchen Beitrag die Lösung des thematisierten Problems zur Lö-

sung übergeordneter volksgesundheitlicher Probleme beitragen

könnte.

Gemessen an dem tatsächlichen Ausmaß der Thematisierung von

Arbeitsproblemen, gemessen an der Art der thematisierten Ar-

beitsprobleme und gemessen an der Arbeitsweise der meisten be-

trieblichen Arbeitsschutz-Systeme scheint die Bewertung' der

Effizienz der Thematisierung nach ausschließlich gesundheits-

politischen Gesichtspunkten jedoch ein zu weit hergeholter •

Maßstab.

Insofern wird im gewissen Gegensatz zur gesundheitspolitischen

Rahmenfragestellung dieser Untersuchung nicht dieser weite

Maßstab angelegt, sondern die Effizienz auf den Prozeß der

Thematisierung bezogen unabhängig von deren konkreten Inhal-

ten, denn unter den bestehenden Bedingungen muß es bereits

als Fortschritt angesehen werden, wenn überhaupt thematisiert

wird. Als Anforderungen für eine effiziente Thematisierung

können folgende Faktoren genannt werden:

Die Thematisierung sollte realistisch sein. Damit sind die

Dimensionen der Problemerfassung und der Durchsetzbarkeit an-

gesprochen. Die Durchsetzbarkeit ist ihrerseits an die Bünd-

nisfähigkeit gebunden. Schließlich sollte die Organisiertheit

des •Thematisierungsprozesses gewährleistet sein. In diesem

Fall wurden lediglich Anforderungen genannt, die sich auf die

Beschäftigten selbst beziehen, und damit wichtige Randbedin-

gungen der Thematisierung außer Acht gelassen. So ist z.B.

die Durchsetzbarkeit einer von den Beschäftigten geäußerten



Arbeltsschutz-Lösung'nicht nur an die Bündnisfähigkeit gebun-

den, sondern an das gesamte Konfliktverhalten der Belegschafts-

vertretung und der Belegschaft, an das bestehende Fachwissen

über die rechtlichen Möglichkeiten von Lösungen bzw. an das

Handlungswissen von Belegschaftsvertretern. Weiterhin ist die

Durchsetzungsfähigkeit auch an den Ausbau bzw. an das Vorhan-

densein eines professionellen Arbeitsschutz-Systems gebunden,

das sich in der einen oder anderen Weise in den Prozeß von der

Wahrn-ehrrran.g;" eines Arbeitsproblems bis zu dessen Lö'sung ein-

schalten wird. Im folgenden wird versucht, die Ergebnisse die-

ser Studie daraufhin zu befragen, ob sie zur Förderung einer

effizienten Thematisierung beitragen können. Vorschläge zur

Optimierung des Arbeitsschutz-Systems durch andere Träger so-

wie die Gesamtergebnisse des Projektes (s. dazu Kühn 1982,

Rosenbrock 1982) werden jedoch ebenfalls berücksichtigt.

Zur Anforderung an eine effiziente Thematisierung, "realistisch"

sein zu müssen, ergeben sich, aus den. vorliegenden Ergebnissen

folgende Hinweise und Vorschläge: Dieser Anforderung ist z.B.

dann gedient, wenn gesundheitliche Störungen und/oder Befind-

lichkeitsstörungen einzelner Beschäftigter auf ihre tatsäch-

lichen Ursachen am Arbeitsplatz zurückgeführt werden können.

Damit würden nicht nur zahlenmäßig mehr Arbeitsprobleme the-

matisiert werden, sondern vor allem auch gesundheitlich re-

levante .

Die Ergebnisse dieser Untersuchung zeigen, daß Inforamtions—

und Wissenslücken bestehen, die es verhindern, daß z. B. be-

stimmte Befindli.chkeitsstörungen auf ihre arbeitsplatzbeding-

ten Ursachen zurückgeführt werden. Daraus kann geschlossen

werden, daß die Verbreitung entsprechender Informationen über

den Zusammenhang von Arbeitsbelastungen und Gesundheitsstörun-

gen dazu führen könnte, daß sich die Thematisierung entfaltet.

Erfahrungsgemäß sind solche Informationen umso wirksamer,- je

konkreter sie sich auf die Situation der Beschäftigten bezie-

hen und je mehr sie den Beschäftigten in den Lösungsprozeß

einbeziehen.



Die Instrumente, mit denen eine solche Information verbreitet

werden kann, sind vielfältig. Sehen wir hier von den bereits

gängigen ab (Broschüren, Plakate etc.), so sollen vor allem

die folgenden Möglichkeiten genannt werden:

- ' Lt. ASiG (§ 3) gehört es zu den Aufgaben von Betriebsärz-

ten, "Ursachen arbeitsbedingter Erkrankungen zu untersu-

chen, die Untersuchungsergebnisse zu erfassen und auszu-

werten.. ... ", sowie die Beschäftigten über mögliche Gesund-

heitsrisiken ihres Arbeitsplatzes zu informieren.

Diese rechtlichen Vorschriften genügen bereits als Begrün-

dung für eine detaillierte Information über den Zusammen-

hang von Arbeit und Gesundheit und die konkreten Arbeits-

platzbelastungen und Gefährdungen, denen der Beschäftigte

ausgesetzt ist.

Die Informationstätigkeit kann insofern ausgedehnt werden,

als mit relativ einfachen methodischen Mitteln Erhebungen

zur Befindlichkeit der Beschäftigten durchgeführt werden

. können, deren Ergebnisse auf das Vorliegen entsprechender

Arbeitsbelastungen hinweisen. Hier haben die Erfolge der

italienischen Arbeitermedizin, sowie einige Modellversuche

in der Bundesrepublik (vergl. Wintersberger 19 78, Brock u.

a. 1980) gezeigt, daß die Kenntnis dieser Zusammenhänge

sich stabilisierend bzw. steigernd auf die Thematisierung

auswirken.

Die Dringlichkeit der Informationen für eine an den Interessen

der Beschäftigten orientierten Arbeitsschutz-Politik ergibt

sich auch daraus, daß von gewerkschaftlicher Seite gefordert

wird, die Pflicht, Arbeitnehmer über mögliche Gesundheitsge-

fahren aus der Arbeit zu informieren, ernstzunehmen (Konstanty

1930, Partikel 1980). In diesem Zusammenhang steht auch die

Forderung nach einem brauchbaren Datenbanksystem, in dem Ar-

beitsrisxken und gesundheitliche Folgen so abgespeichert sind,

daß die Daten auch Betriebsräten etc. zugänglich sind.

Eine sehr weitgehende Form der Information, die zugleich schon

einen Teil von Thematisierung darstellt, wird aus einem Zei-

tungsbetrieb im süddeutschen Raum berichtet (Experteninter-

view) , wo auf Abteilungsversammlungen regelmäßig das Thema Ar-



beit und .Gesundheit behandelt wird und die. Beschäftigten sich

gegenseitig über die gesundheitliche Beeinträchtigung infor-

mieren, von denen sie glauben, daß sie auf Arbeitsbelastungen

zurückführbar sind. Auf diese Weise wird es möglich, "reale"

(im Sinne von realistische) Arbeitsprobleme zu thematisieren.

Das letztgeannte Beispiel verweist zudem auf einen Weg, mit

dem die Kriterien für die Problemerfassung (Durchsetzbarkeit

und Bündnisfähigkeit) erfüllt werden könnten. Sowohl in bezug

auf die Durchsetzbarkeit als auch in bezug auf die Bündnisfä-

higkeit ergeben sich aus den Ergebnissen der Untersuchung ei-

-nige Probleme. •

Es hat sich gezeigt, daß Thematisierung unterbleiben kann,

wenn die Durchsetzungsfähigkeit negativ eingeschätzt wird. Als

Kriterien der Einschätzung dienen dabei die (übliche) Praxis

des betrieblichen Arbeitsschutz-Systems und seiner eingeschränk-

ten Lösungskapazitäten, sowie die eigenen Position auf dem

Arbeitsmarkt und im Betrieb. Der letztgenannte Aspekt läßt sich

ursächlich nicht beheben, seine Auswirkungen' lassen sich aber

kompensieren. Eine Möglichkeit dazu besteht in einer erhöhten

Transparenz des Handelns des Arbeitsschutz-Systems, einer er-

höhten Transparenz seiner tatsächlichen Lösungsmöglichkeiten.

Die Forderung nach Transparenz der Probleme, Transparenz des

Handelns und Transparenz der Lösungsmöglichkeiten schließt ein,

daß zusätzliche Möglichkeiten auf betrieblicher Ebene für sol-

che Beschäftigten geschaffen werden, die Arbeitsbelastungen

ausgesetzt sind, deren Abbau durch das professionelle Arbeits-

schutz-System auf lange Zeit nicht zu erwarten ist. Hier ist

vor allem an Schon- und Ausweicharbeitsplätze für Beschäftigte

gedacht, die über einen langen Zeitraum hinaus an besonders

belastenden Arbeitsplätzen tätig waren, an Arbeitsplatzbeschrei-

gungen, ausgearbeitete Arbeitsschutz- und Wiedereingliederungs-

programme .

Der Sinn dieser Transparenz in bezug auf die Thematisierung

liegt vor allem darin, daß hier nicht nur zusätzliche Lösungs-

möglichkeiten bereitgestellt werden, sondern erst die Bereit-

stellung dieser Möglichkeiten und das Wissen über sie kann da-

zu führen, daß einzelne Beschäftigte ihre Arbeitsbelastungen

überhaupt thematisieren (können).



Das letzte Kriterium einer effizienten Thematisierung, die

Anforderung, "organisiert"zu sein, stellt einige Bedingungen

an die Prozesse, Strukturen und Institutionen des gesamten be-

trieblichen Arbeitsschutz-Systems. Organisiertheit von Thema-

tisierung heißt vor allem, daß jede Regulationsebene ihre spe-

ziellen Funktionen im vollen Umfang wahrnimmt oder wahrnehmen

kann.

Besonders die Ergebnisse von Kühn (1982) haben jedoch verdeut-

licht, daß Regulationsebenen fehlen, die eine Aufnahme, Verar-

beitung und Weiterleitung der Thematisierung durch die Beschäft-

tigten gewährleistet.

Eine solche Regulationsebene, die die Funtkion wahrnimmt, könn-

te z.B. durch eigene Arbeitsschutz-Obleute der Beschäftigten

etabliert werden. Erfahrungen aus skandinavischen Ländern (s.

Hauß 1981) zeigen z.B., daß durch die Arbeitsweise von Arbeits-

schutzdelegierten nicht nur die Lösung 'umfangreicher Arbeits-

schutz-Probleme der Beschäftigten möglich wird, sondern zu-

gleich das gesamte Thematisierungs-Niveau im Betrieb steigern

kann. Funktionsfähig wäre ein solches System jedoch nur, wenn

es durch bestimmte Rechte und Kompetenzen für diese Arbeits-

schutz-Obleute gestützt wird. Wie Praktiker im Arbeitsschutz

(Gottschalk, Gürtler) betonen, muß -zu diesen Kompetenzen zäh-

len:

Verfügung über ausreichende Geldbeträge;

die Vollmacht zur Erteilung von Sicherheitsaufträgen unter
Miteinbeziehung von nur einer weiteren Stelle im Betrieb;

die ausdrückliche Vollmacht, die Arbeit einzustellen, wenn
bestimmte Mindestsicherheitsbedingungen nicht erfüllt sind
oder nicht erfüllt werden können.

Dabei ist, um Mißverständnissen vorzubeugen, grundsätzlich

davon auszugehen, daß eine eigenständige Gesundheitsinteressen-

Vertretung der Beschäftigten nicht außerhalb oder neben den

bestehenden Mitbestimmungs-Institutionen etabliert werden darf,

sondern nur innerhalb derselben.

Die formelle Einrichtung solcher Arbeitsschutz-Obleute ist

möglicherweise jedoch nur eine notwendige und keine hinreichen-



de-, Voraussetzung, für; di,e Umsetzung eines wirksamen Arbeits-

schutzes im Betrieb. Betont wird noch, daß diese Arbeitsschutz-

Obleute speziell geschult sein müßten. Dabei sollte die Schu-

lung über reines Sachwissen noch um das Training für die Durch-

setzung und Umsetzung dieses Sachwissens ergänzt werden. Ob

dies zentralisiert wie bisher für die Sicherheits-Beauftrag-

ten erfolgen kann, oder aber ob sich Möglichkeiten dezentra-

ler, betriebsnaher Schulung z.B. auf der Ebene einzelner Be-

triebe ergeben, soll hier nur als Frage aufgezeigt werden.

Fricke (1977, S. 91) betont z.B. die Vorteile einer solchen

betriebsnahen.Schulung zur "Nutzung und Erweiterung der in

Gesetzen, Verordnungen, Tarifverträgen und- Betriebsverein-

barungen bereits verbrieften Handlungsmöglichkeiten durch die

Arbeitenden."

Auch der DGB hat das Problem erkannt und bemüht sich verstärkt

um regional begrenzte Arbeitsschutzaktivitäten, um so problem-

nah wie möglich den Austausch und die Information über dringen-

de Arbeitsschutzfragen und ihre Lösung zu beschleunigen.

Alle Forderungen und Vorschläge zur Stärkung, der Rolle der Be-

schäftigten bei der Durchsetzung von Lösungen für ihre Arbeits-

schutz-Probleme werden jedoch nur dann erfolgreich sein können,

wenn ebenfalls versucht wird, so auf das professionelle Arbeits-

schutz-System einzuwirken, daß Experten unter institutionellen

und rechtlichen Bedingungen arbeiten können, die es ihnen ge-

statten, ihr professionelles Know-how systematisch'weiterzuent-

wickeln, damit es funktionalisierbar wird für die gesundheits-

politischen Interessen der Beschäftigten im Betrieb.

Schließlich ist die Frage zu stellen, in bezug auf welche Ar-

beitsbelastungen Bedingungen zur Entfaltung der Thematisierung

geschaffen werden sollten. Grundsätzlich kann jede Thematisie-

rung in bezug auf alle Arbeitsbelastungen aus gesundheitspoli-

tischen Gründen befürwortet werden.

Bezogen auf die gesellschaftliche Thematisierung von Arbeits-

belastungen und bezogen auf die Thematisierung von Belastun-



gen durch das betriebliche Arbeitsschutz-System ergibt sich

jedoch eine ungleiche Verteilung: Es werden hauptsächlich solche

Belastungen thematisiert und durch das.betriebliche .Arbeits-

schutz-System bearbeitet, die meßbar, kalkulierbar und in ih-

rer Wirkung abschätzbar sind. Daß trotzdem die Thematisierung

nicht wesentlich höher liegt als bei psycho-physiologischen

Belastungen bzw. umgekehrt, daß psycho-physiologische Belastun-

gen trotzdem nicht deutlich weniger thematisiert werden, deu-

tet auf das Gewicht und die Bedeutung dieser' Belastungen für

die Beschäftigten hin. Dennoch reicht das Thematisierungs-Po-

tential zur Bewältigung dieser Belastungen offensichtlich nicht

aus. D.h.-, es wird ein höherer Thematisierungsgrad als der

bestehende notwendig sein, damit auch solche volksgesundheit-

lich relevanten Arbeitsbelastungen zum Gegenstand und Bezugs-

punkt des betrieblichen Arbeitsschutz-Systems werden können.

Außer den bereits genannten Faktoren, die der Thematisierung

solcher Belastungen entgegenstehen, sind noch weitere zu nen-

nen: Anders als beispielsweise für Unfallrisiken und sinnlich

erfahrbare ergonomische Arbeitsbelastungen ist der Zusammen-

hang zwischen psycho-physiologischen Arbeitsbelastungen und

ihren Folgen nicht so ohne weiteres sichtbar. Die fehlende

Sichtbarkeit müßte durch Informationen und Austausch von Er-

fahrungen ersetzt werden. In diesem Zusammenhang bietet sich

vielleicht ein von Fricke (1977) für die belegschaftsgetrage-

ne Gestaltung von Arbeitsplätzen entwickeltes Modell an, das

auf betrieblicher Ebene Schulungen und Ausbildungskurse vor-

sieht. Mit ähnlicher Vorgehensweise ließe sich auch, anhand

der konkreten Erfahrungen der Beschäftigten, Informationen über

die Wirkungsweise psycho-physiologischer Arbeitsbelastungen

ermitteln. Gerade in bezug auf die positive Wirkung von Infor-

mationsvermittlung auf das "Bewußtsein" oder Handeln ist je-

doch vor jeder falschen Euphorie zu warnen. Jede Information

über den Zusammenhang von Arbeit und Gesundheit wird sich nur

dann auch in Handeln niederschlagen können, wenn reale Mög-

lichkeiten des Handelns bestehen und reale Durchsetzungschan-

cen für Arbeitsschutz-Maßnahmen geschaffen werden, die in der

Lage sind,, einen wirksamen Beitrag für -eine präventive Ge-

sundheitspolitik' zu leisten.



Anmerkung 1)

Das Projekt "Arbeitsschutz und betriebliche Gesundheitspolitik"
(Mitarbeiter: F. Hauß, H. Kühn und R. Rosenbrock) wurde in
der Zeit von Mai 1979 bis Ende 1981 am Internationalen Insti-
tut für Vergleichende Gesellschaftsforschung/Arbeitspolitik
des WissenschaftsZentrums Berlin durchgeführt.
Die empirische Basis für die Erhebung der Praxis des betrieb-
lichen Arbeitsschutzes wurde durch schriftliche Befragung
von 1 402 Teilnehmern an gewerkschaftlichen Schulungskursen
von fünf Einzelgewerkschaften gewonnen. Die Ergebnisse der
Untersuchung sind in drei Monographien niedergelegt:

F. Hauß, Arbeitsbelastungen und ihre Thematisierung im Betrieb
H. Kühn, Betriebliche Arbeitsschutzpolitik und Interessenver-

tretung der Beschäftigten
. R. Rosenbrock, Arbeitsmediziner und Sicherheitsexperten im

Betrieb
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